
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Toni Schuberl BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
vom 07.05.2026

Einschränkung des Briefverkehrs in Bayerns Justizvollzugsanstalten

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 In welchen Justizvollzugsanstalten in Bayern werden Briefe, die an 
Häftlinge adressiert sind, nur in Form von Kopien an die Häftlinge ge-
geben, um Drogenschmuggel in Form von mit Flüssigkeiten getränkten 
Blättern zu verhindern?  �   2

2.		 Wie verhindern die Justizvollzugsanstalten, die dies so nicht prakti-
zieren, diese Form von Drogenschmuggel?  �   2

3.1	 Wie gewährleisten die Justizvollzugsanstalten, die dies so praktizie-
ren, dass die Einschränkung des Briefgeheimnisses nicht unverhältnis-
mäßig ist?  �   4

3.2	 Wie gewährleisten die Justizvollzugsanstalten, die dies so praktizie-
ren, dass Briefe von Rechtsanwälten, Geistlichen, Abgeordneten usw. 
weiterhin vertraulich bleiben?  �   5

4.		 Wie viele Fälle einer unerlaubten Einfuhr von Betäubungsmitteln per 
Briefpost gab es in den bayerischen Justizvollzugsanstalten seit dem 
Jahr 2021 (bitte aufgeschlüsselt nach Jahr und Justizvollzugsanstalt 
angeben)?  �   5

Hinweise des Landtagsamts  �   6
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 03.07.2026

1.		 In welchen Justizvollzugsanstalten in Bayern werden Briefe, die an 
Häftlinge adressiert sind, nur in Form von Kopien an die Häftlinge 
gegeben, um Drogenschmuggel in Form von mit Flüssigkeiten ge-
tränkten Blättern zu verhindern?

In den Justizvollzugsanstalten Amberg, Bamberg, Kronach, Landsberg am Lech und 
Regensburg werden für die Gefangenen eingehende Briefe derzeit ausschließlich in 
Kopie ausgegeben. Dies betrifft nicht Verteidigerpost und Schreiben von in Art. 32 
Abs. 2 Satz 1 Bayerisches Strafvollzugsgesetz (BayStVollzG) genannten Stellen.

Im Übrigen entscheiden die Anstalten nach den Umständen des konkreten Einzel-
falls darüber, ob eingehender Schriftwechsel, welcher der Überwachung unterliegt, 
in Kopie ausgehändigt wird. Beispielsweise werden einzelne Schreiben aufgrund von 
Auffälligkeiten in Kopie ausgehändigt oder bei einzelnen Gefangenen aufgrund eines 
konkreten Verdachts sämtliche eingehende Schreiben in Kopie ausgehändigt.

2.		 Wie verhindern die Justizvollzugsanstalten, die dies so nicht prak-
tizieren, diese Form von Drogenschmuggel?

Der bayerische Justizvollzug hat insgesamt auf die Entwicklung des Einschmuggelns 
von psychoaktiven Stoffen reagiert und sowohl im Hinblick auf die Detektion als auch 
den Nachweis des Konsums Neuer psychoaktiver Substanzen Maßnahmen zur Be-
kämpfung dieser neuen Form von Betäubungsmitteln ergriffen. Alle Justizvollzugs-
anstalten richten dabei ein besonderes Augenmerk darauf, das Einschmuggeln dieser 
Form von Betäubungsmitteln ebenso wie auch aller übrigen Betäubungsmittel in die 
Justizvollzugsanstalten möglichst von vornherein zu unterbinden. Neben den bereits 
etablierten Maßnahmen wurden im Hinblick auf Neue psychoaktive Stoffe insbesondere 
folgende Maßnahmen ergriffen:

	– Neue psychoaktive Stoffe sind regelmäßig Gegenstand bei Fortbildungen und 
Tagungen. Die Bediensteten werden dabei insbesondere hinsichtlich des Er-
kennens dieser Stoffe, möglicher Wege des Einschmuggelns (getränktes Papier, 
fingierte Verteidigerpost etc.), aber auch der Beachtung der eigenen Sicherheit 
im Umgang mit entsprechenden Stoffen sensibilisiert.

	– Als eines der ersten Bundesländer hat sich Bayern im Mai 2021 an einem Pro-
jekt aus Rheinland-Pfalz zur Detektion synthetischer Cannabinoide beteiligt. In-
zwischen sind vier bayerische Justizvollzugsanstalten mit einem Detektionsgerät 
ausgestattet und Bedienstete in der Anwendung geschult. Nicht ausgestattete 
Justizvollzugsanstalten können auffällige Schriftstücke an eine der vier Anstalten 
zur Überprüfung übersenden. Mithilfe des Geräts können die Substanzen anhand 
der durch das Land Rheinland-Pfalz ständig aktualisierten Datenbank verlässlich 
detektiert werden. Mit dem Gerät kontrolliert werden können z. B. eingehende 
Briefe, im Haftraum aufgefundene verdächtige Papierstücke oder mithilfe sog. 
Wischtests genommene Proben von Oberflächen.

	– Die Unterkunftsbereiche und Betriebe werden regelmäßig mit einem besonderen 
Augenmerk auf verdächtige Stoffe, Schriftstücke oder Papierschnipsel kontrolliert 
sowie Gefangene und Hafträume entsprechend durchsucht. Dafür werden die 
Bediensteten der Justizvollzugsanstalt regelmäßig im Erkennen herkömmlicher 
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Betäubungsmittel sowie Neuer psychoaktiver Substanzen geschult. Neben den 
regulären Haftraumkontrollen erfolgen auch immer wieder anlass- bzw. verdachts-
bezogene außerordentliche Haftraumkontrollen durch die Sicherheitsreferate der 
Justizvollzugsanstalten. Für die Durchsuchungen werden zum Teil auch Perso-
nal aus anderen Anstalten sowie Bedienstete der Polizei oder des Zolls sowie 
Rauschgiftspürhunde hinzugezogen.

	– Inzwischen stehen mehr Möglichkeiten zur Verfügung, den Nachweis des Kon-
sums der Substanzen durch Gefangene zu führen. Neben der Möglichkeit, in 
den Anstalten durchgeführte Urintests an spezialisierte Labore zur Testung zu 
senden, sind mittlerweile Urinbechertests erhältlich, die gängige Varianten syn-
thetischer Cannabinoide abdecken. Darüber hinaus stehen den Anstalten auch 
zwei Speicheltests zur Verfügung, die den Konsum von gängigen synthetischen 
Cannabinoiden nachweisen können. Die Tests müssen hierfür allerdings noch 
in einem Labor untersucht werden.

	– Bei entsprechenden Funden oder Nachweis des Konsums wird jeweils ein Disziplinar-
verfahren eingeleitet sowie bei strafrechtlicher Relevanz Strafanzeige erstattet.

	– Die Gefangenen werden regelmäßig über die Gefahren des Konsums syntheti-
scher Cannabinoide aufgeklärt.

Darüber hinaus kommen alle etablierten Maßnahmen gegen das Einschmuggeln von 
Betäubungsmitteln zum Einsatz. Beispielhaft zu nennen sind:

	– Die nicht privilegierten Besuche werden stets von Bediensteten überwacht. Fer-
ner werden die Gefangenen sowohl vor als auch nach dem Besuch kontrolliert. 
Liegen hinreichende Verdachtsmomente auf das Einschmuggeln von unerlaubten 
Gegenständen vor, wird sog. Trennscheibenbesuch angeordnet.

	– Bei der Rückkehr von Lockerungsmaßnahmen oder von Gerichtsterminen werden 
alle Gefangenen einer eingehenden Durchsuchung – regelmäßig verbunden mit 
der vollständigen Entkleidung des Gefangenen – unterzogen. Zudem verbleibt die 
Privatwäsche der Gefangenen grundsätzlich in der Kammer der Anstalt und darf 
nicht in den Haftraum verbracht werden. Mitgeführte Unterlagen werden einer 
Sichtkontrolle (Verteidigerunterlagen) unterzogen. Bei Hinweisen auf Bodypa-
cking von Drogen werden die Gefangenen nach ihrer Rückkehr in ein externes 
Krankenhaus verbracht, bis sie das „Paket“ ausscheiden oder der Verdacht z. B. 
durch Röntgen ausgeschlossen werden kann.

	– Im Hinblick auf Flug- und Wurfobjekte, über die versucht wird, verbotene Gegen-
stände in die Anstalten zu schmuggeln, sind insbesondere folgende Maßnahmen 
etabliert:

–	� Die von den Überwürfen betroffenen Bereiche der Anstalten werden regelmäßig 
von den Bediensteten kontrolliert. Zum Teil wird während des Aufenthalts der 
Gefangenen im Freien (Hofgang) außerhalb der Anstalt ein Bediensteter zur 
Überwachung des Außenbereichs abgestellt. Der Hofgang selbst wird stets 
überwacht.

–	� Zum Teil werden in den Justizvollzugsanstalten sog. Vorsatzgitter1 vor den Haft-
raumfenstern angebracht, um zu verhindern, dass Gefangene übergeworfene 
Gegenstände in den Haftraum „angeln“.

1	 Feinmaschige Gitter, die an bzw. vor den Haftraumgittern angebracht werden, um eine 
Weitergabe oder ein Hineinwerfen, -reichen oder -ziehen von Gegenständen über die Fenster zu 
verhindern.
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–	� Die Bereiche der Anstalt, in denen sich Gefangene im Freien bewegen, sowie 
der äußere und innere Sicherheitsstreifen werden grundsätzlich täglich kontrol-
liert. Ebenso werden die Außenliegenschaften der Anstalt in unregelmäßigen 
Abständen kontrolliert.

–	� Die dargestellten Maßnahmen greifen gegen einfliegende Drohnen oder ähn-
liche Fluggeräte. Vor allem das Absuchen des überflogenen Anstaltsgeländes 
sowie die Vorsatzgitter haben sich dabei bewährt. Zudem wird in jedem Fall 
unverzüglich die Polizei verständigt, damit diese die Umgebung der betroffenen 
Justizvollzugsanstalten nach dem „Piloten“ der Drohne absucht und diesen 
ggf. ermittelt.

–	� Zudem wurde die Justizvollzugsanstalt Amberg als Pilotanstalt mit einem 
Drohnendetektionssystem ausgestattet. Mit der Justizvollzugsanstalt Straubing 
wird aktuell eine weitere Justizvollzugsanstalt mit einem Drohnendetektions-
system ausgestattet.

–	� Um gegen einfliegende Drohnen vorgehen zu können, wurde im Rahmen eines 
weiteren Pilotprojekts für mehrere Justizvollzugsanstalten ein Drohnenabwehr-
system beschafft. Mithilfe des Geräts wird mittels eines Gasdrucksystems ein 
Netz verschossen, das sich in den Rotoren einer Drohne verfangen und das 
Fluggerät so zum Absturz bringen soll.

Die Maßnahmen sind nicht abschließend, werden ständig überprüft und ggf. nach-
justiert. Das Einschmuggeln von Betäubungsmitteln zu unterbinden, hat im bayeri-
schen Justizvollzug seit jeher hohe Priorität. Anzumerken ist jedoch, dass trotz inten-
siver Kontrollen und umfangreicher Sicherungsmaßnahmen das Einschmuggeln von 
Betäubungsmitteln in die Justizvollzugsanstalten nicht vollständig verhindert werden 
kann. Verfassungsrechtliche Gründe, aber auch ein moderner, behandlungs- und re-
sozialisierungsorientierter Strafvollzug lassen eine hermetisch abgeschlossene Unter-
bringung der Gefangenen ohne jeden Kontakt zur Außenwelt nicht zu. Eine völlige 
Abschottung der Justizvollzugsanstalten ist schon wegen des für die notwendige Ver-
sorgung mit Verpflegung und Waren aller Art erforderlichen Lieferverkehrs sowie der 
Vielzahl der gesetzlich vorgeschriebenen Außenkontakte der Gefangenen (z. B. Be-
suche von Angehörigen und Bekannten, Kontakt mit Rechtsanwälten, Schriftverkehr, 
vollzugsöffnende Maßnahmen wie Außenbeschäftigung, Ausgang oder Urlaub) nicht 
möglich. Diese Nahtstellen zur Außenwelt eröffnen den Gefangenen grundsätzlich 
Möglichkeiten, Drogen in die Justizvollzugsanstalten einzubringen.

Insbesondere im Bereich des Betäubungsmittelschmuggels kommt hinzu, dass die 
äußere Beschaffenheit der meisten Drogen sowie die zahlreichen und zum Teil nur 
sehr schwer kontrollierbaren Versteckmöglichkeiten (insbesondere z. B. im Körper, sog. 
„Bodypacking“) es trotz strenger Kontrollen des Schriftwechsels, beim Besuch oder 
nach gewährten Lockerungen unmöglich machen, ein Einbringen der Betäubungs-
mittel vollständig zu verhindern.

3.1	 Wie gewährleisten die Justizvollzugsanstalten, die dies so prakti-
zieren, dass die Einschränkung des Briefgeheimnisses nicht unver-
hältnismäßig ist?
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3.2	 Wie gewährleisten die Justizvollzugsanstalten, die dies so prakti-
zieren, dass Briefe von Rechtsanwälten, Geistlichen, Abgeordneten 
usw. weiterhin vertraulich bleiben?

Die Fragen 3.1 und 3.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Art. 32 Abs. 3 BayStVollzG erlaubt die Überwachung des Schriftwechsels der Ge-
fangenen ohne deren Anwesenheit, soweit dies aus Gründen der Behandlung oder 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. Eingehende Schreiben, die an 
Gefangene gerichtet sind, werden gemäß Art. 32 Abs. 2 Satz 2 BayStVollzG nur dann 
nicht überwacht, sofern zweifelsfrei eine der in Art. 32 Abs. 2 Satz 1 BayStVollzG ge-
nannten Stellen Absender ist. Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren Verteidigern 
wird gemäß Art. 32 Abs. 1 Satz 1 BayStVollzG nicht überwacht.

Schriftwechsel, welcher nach diesen gesetzlichen Vorschriften nicht überwacht werden 
darf, wird daher auch bei entsprechendem Vorgehen nicht geöffnet und nicht kopiert, 
sondern im Original an die Gefangenen ausgehändigt.

4.		 Wie viele Fälle einer unerlaubten Einfuhr von Betäubungsmitteln per 
Briefpost gab es in den bayerischen Justizvollzugsanstalten seit dem 
Jahr 2021 (bitte aufgeschlüsselt nach Jahr und Justizvollzugsanstalt 
angeben)?

Hierzu liegen keine statistischen Daten vor.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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